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 Einladung zur ordentlichen Hauptversammlung 
 

Hiermit laden wir die Aktionäre unserer Gesellschaft zu der am 
 

14. August 2025 um 12:00 Uhr (MESZ) 
 

stattfindenden  
 

ordentlichen Hauptversammlung  
 

ein. 
 

Die Hauptversammlung wird in Form einer virtuellen Hauptversammlung ohne 
physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung abgehalten.  
Die Hauptversammlung wird für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. deren 
Bevollmächtigte live im Internet auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
im passwortgeschützten HV-Portal übertragen. Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre 
und ihre Bevollmächtigten können sich im Wege der elektronischen Kommunikation über 
das passwortgeschützte HV-Portal unter  

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
zur virtuellen Hauptversammlung zuschalten. Die Stimmrechtsausübung der Aktionäre 
erfolgt ausschließlich im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch Vollmachtserteilung 
an den von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter. Ort der Hauptversammlung 
im Sinne des Aktiengesetzes sind die Geschäftsräume der HMS Bergbau AG, An der 
Wuhlheide 232, 12459 Berlin. Eine physische Präsenz der Aktionäre und ihrer 
Bevollmächtigten (mit Ausnahme des von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreters) am Ort der Hauptversammlung ist ausgeschlossen. 
 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/generalmeeting/
https://hms-ag.com/de/investor-relations/generalmeeting/
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TAGESORDNUNG 
 
 
1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses zum 31. Dezember 2024, 

des gebilligten Konzernabschlusses zum 31. Dezember 2024, des 
zusammengefassten Lageberichts für die Gesellschaft und den Konzern 
sowie des Berichts des Aufsichtsrats, jeweils für das Geschäftsjahr 2024 

 
Die vorgenannten Unterlagen sowie der Vorschlag des Vorstands für die 
Verwendung des Bilanzgewinns sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

 https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  

zugänglich und werden dort auch während der Hauptversammlung zugänglich sein.  
 
 

2. Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Jahresabschluss der Gesellschaft 
zum 31. Dezember 2024 ausgewiesenen Bilanzgewinn in Höhe von 
EUR 8.590.378,46 wie folgt zu verwenden: 
 
a) Ausschüttung einer Dividende in Höhe von EUR 1,05  

je dividendenberechtigter Aktie, insgesamt EUR  4.770.022,95 
 
b) Vortrag auf neue Rechnung EUR  3.820.355,51 

 
Die von der Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien sind nicht dividendenberechtigt. 
Bis zur Hauptversammlung kann sich die Anzahl der dividendenberechtigten Aktien 
verändern. In diesem Fall wird der Hauptversammlung ein entsprechend 
angepasster Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet, der eine unveränderte 
Dividende in Höhe von EUR 1,05 je dividendenberechtigter Aktie sowie einen 
entsprechend angepassten Gewinnvortrag vorsieht. 
 
Die Dividende ist am 1. Oktober 2025 zur Auszahlung fällig. 
 

 
3. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 

2024 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden 
Mitgliedern des Vorstands für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen. 

 
 
4. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das 

Geschäftsjahr 2024 
 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr 2024 amtierenden 
Mitgliedern des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2024 Entlastung zu erteilen. 

 
 
5. Beschlussfassung über die Bestellung des Abschlussprüfers und des 

Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2025 
 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die PANARES GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 
Steuerberatungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer für die Gesellschaft und 
für den Konzern für das Geschäftsjahr 2025 zu bestellen. 

 
 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/generalmeeting/
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6. Neuwahl des Aufsichtsrats 
 

Die Amtszeit der amtierenden Aufsichtsratsmitglieder endet mit Ablauf der 
ordentlichen Hauptversammlung am 14. August 2025, so dass Neuwahlen 
erforderlich sind. Der Aufsichtsrat der Gesellschaft setzt sich nach §§ 95 Satz 1, 96 
Abs. 1, 101 Abs. 1 AktG i.V.m. § 7 Abs. 1 Satz 1 der Satzung der Gesellschaft aus 
drei Mitgliedern zusammen, die durch die Hauptversammlung gewählt werden.  
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor,  
 
a) Herrn Heinz Schernikau, 

ehemaliger Vorstandsvorsitzender der HMS Bergbau AG (im Ruhestand), 
wohnhaft in Berlin, 
 

b) Herrn Dr. h.c. Michael Bärlein,  
Rechtsanwalt und Partner in der Kanzlei DANKERT BÄRLEIN & PARTNER 
Rechtsanwälte GbR in Berlin,  
wohnhaft in Berlin,  
 

c) Herrn Henry Werkmeister,  
Geschäftsführer der HW-Beratungs GmbH, 
wohnhaft in Rangsdorf,  
 

für die satzungsgemäße Amtszeit, d.h. bis zur Beendigung der Hauptversammlung, 
die über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2029 beschließt, zu 
Mitgliedern des Aufsichtsrats der Gesellschaft zu wählen. 
 
Es ist beabsichtigt, die Wahl der Mitglieder des Aufsichtsrats im Wege der 
Einzelabstimmung durchzuführen. 

 
 

7. Beschlussfassung über die Erhöhung der Vergütung des Aufsichtsrats und 
die entsprechende Änderung von § 11 Abs. 1 der Satzung 
 
Die Vergütung des Aufsichtsrats ist in § 11 der Satzung geregelt und wurde zuletzt 
im Jahr 2021 durch die Hauptversammlung angepasst. Vor dem Hintergrund stetig 
steigender Anforderungen an die Kontroll- und Beratungstätigkeit des Aufsichtsrats 
und im Hinblick auf die Aufsichtsratsvergütung vergleichbarer Unternehmen soll der 
Aufsichtsrat ab dem Geschäftsjahr 2025 eine an der Marktüblichkeit orientierte, 
aber gleichsam maßvolle Vergütung erhalten. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die feste jährliche Grundvergütung des 
Aufsichtsrats für einfache Aufsichtsratsmitglieder auf EUR 20.000,00, für den 
stellvertretenden Aufsichtsratsvorsitzenden auf EUR 30.000,00 und für den 
Aufsichtsratsvorsitzenden auf EUR 40.000,00 zu erhöhen und hierzu § 11 Abs. 1 
der Satzung wie folgt zu ändern: 
 
„(1)  Ab dem Geschäftsjahr 2025 erhält jedes Aufsichtsratsmitglied neben dem 

Ersatz seiner Auslagen eine feste, nach Ablauf des Geschäftsjahres zahlbare 
jährliche Grundvergütung in Höhe von EUR 20.000,00. Der Vorsitzende des 
Aufsichtsrats erhält EUR 40.000,00 und sein Stellvertreter EUR 30.000,00. 
Darüber hinaus erhalten die Aufsichtsratsmitglieder ein Sitzungsgeld bei 
persönlicher Anwesenheit vor Ort in Höhe von EUR 1.000,00 je Sitzung.“ 
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8. Beschlussfassung über die Aufhebung der bestehenden sowie über eine 
neue Ermächtigung zum Erwerb und zur Verwendung eigener Aktien gemäß 
§ 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG mit der Möglichkeit zum Ausschluss des Bezugs- und 
eines etwaigen Andienungsrechts sowie zur Einziehung eigener Aktien 

 
Die aktuelle Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien läuft am 
7. September 2025 aus. Die bestehende Ermächtigung zum Erwerb und zur 
Verwendung eigener Aktien soll daher aufgehoben und eine neue Ermächtigung 
beschlossen werden. 

 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 

 
1) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene 

Aktien der Gesellschaft bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben. Die Ermächtigung 
wird mit Ablauf der ordentlichen Hauptversammlung am 14. August 2025 
wirksam und gilt bis zum 13. August 2030 (einschließlich). Die Ermächtigung 
kann ganz oder in Teilbeträgen, einmal oder mehrmals ausgeübt werden. Sie 
kann auch durch Konzernunternehmen oder durch Dritte ausgeübt werden, 
die für Rechnung der Gesellschaft oder eines Konzernunternehmens handeln. 

 
Auf die erworbenen Aktien dürfen zusammen mit anderen eigenen Aktien, die 
die Gesellschaft bereits erworben hat und noch besitzt oder die ihr nach den 
§§ 71 a ff. AktG zuzurechnen sind, zu keinem Zeitpunkt mehr als 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft entfallen. Die Gesellschaft darf die 
Ermächtigung nicht zum Zwecke des Handels in eigenen Aktien ausnutzen. 

 
Der Erwerb der eigenen Aktien kann nach Wahl der Gesellschaft nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen über die Börse oder mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots erfolgen:  

 
§ Erfolgt der Erwerb der eigenen Aktien über die Börse, so darf der von 

der Gesellschaft gezahlte Gegenwert je Aktie (ohne Erwerbs-
nebenkosten) den (ungewichteten) durchschnittlichen Schlusskurs der 
Aktie der Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem an die Stelle des 
Xetra-Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) 
an den letzten zehn Börsenhandelstagen unmittelbar vor dem Erwerb 
oder der Verpflichtung zum Erwerb um nicht mehr als 10 % über- oder 
unterschreiten.  

 
§ Erfolgt der Erwerb über ein öffentliches Kaufangebot an alle Aktionäre 

der Gesellschaft, dürfen der gebotene Kaufpreis oder die Grenzwerte der 
gebotenen Kaufpreisspanne je Aktie (ohne Erwerbsnebenkosten) den 
(ungewichteten) durchschnittlichen Schlusskurs der Aktie der 
Gesellschaft im Xetra-Handel (oder einem an die Stelle des Xetra-
Systems getretenen funktional vergleichbaren Nachfolgesystem) an den 
letzten zehn Börsenhandelstagen unmittelbar vor dem Tag der 
Veröffentlichung des Angebots um nicht mehr als 10 % über- oder 
unterschreiten. Das Volumen des Angebots kann begrenzt werden. 
Sofern die gesamte Zeichnung des Angebots dieses Volumen 
überschreitet, muss die Annahme im Verhältnis der jeweils zum Erwerb 
angebotenen Aktien erfolgen. Eine bevorrechtigte Annahme geringerer 
Stückzahlen bis zu 50 Stück zum Erwerb angebotener Aktien der 
Gesellschaft je Aktionär sowie eine Rundung nach kaufmännischen 
Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von Aktien kann 
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vorgesehen werden. Ein etwaiges weitergehendes Andienungsrecht der 
Aktionäre ist insoweit ausgeschlossen. 

 
2) Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats eigene 

Aktien der Gesellschaft, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung oder 
aufgrund früherer Ermächtigungen erworben wurden, neben der Veräußerung 
durch Angebot an alle Aktionäre oder der Veräußerung über die Börse unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre wie folgt zu verwenden: 

 
a. zur Veräußerung gegen Sachleistung, soweit dies zu dem Zweck erfolgt, 

Unternehmen, Unternehmensteile, Beteiligungen an Unternehmen 
(einschließlich der Erhöhung bestehender Beteiligungen) oder sonstige 
Betriebsmittel oder Forderungen gegen die Gesellschaft zu erwerben 
oder Unternehmenszusammenschlüsse durchzuführen; 

 
b. zur Veräußerung der erworbenen Aktien gegen Barzahlung in anderer 

Weise als über die Börse oder durch Angebot an alle Aktionäre, wenn 
der Kaufpreis den Börsenpreis der Aktien zum Zeitpunkt der 
Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. 

Diese Ermächtigung beschränkt sich auf insgesamt höchstens 10 % des 
Grundkapitals der Gesellschaft zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der 
Hauptversammlung über diese Ermächtigung oder - falls dieser Wert 
geringer ist - auf 10 % des Grundkapitals zum Zeitpunkt der 
Veräußerung der Aktien. Beim Gebrauch machen dieser Ermächtigung 
zum Ausschluss des Bezugsrechts in entsprechender Anwendung von 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund 
anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender 
Anwendung von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen. 

 
c. zur Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer und Mitglieder des Vorstands 

der Gesellschaft und an Arbeitnehmer und Mitglieder der 
Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmen, soweit sie zur Bedienung von Arbeitnehmern und 
Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft bzw. Arbeitnehmern und 
Mitgliedern der Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft 
verbundenen Unternehmen eingeräumten Bezugs-, Options- oder 
Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft verwendet werden sollen. 
Soweit in diesem Zusammenhang eigene Aktien an Mitglieder des 
Vorstands der Gesellschaft übertragen werden sollen, wird der 
Aufsichtsrat entsprechend ermächtigt; 

 
d. zur Erfüllung der Verpflichtungen aus Wertpapierdarlehen/ Wert-

papierleihen, die zum Zweck der Ausgabe von Aktien an Arbeitnehmer 
und Mitglieder des Vorstands der Gesellschaft und an Arbeitnehmer und 
Mitglieder der Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmen entsprechend vorstehendem Buchstaben c aufgenommen 
wurden; 

 
e. zur (i) Bedienung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder Erfüllung 

von Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder von  
Gesellschaften, an denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar 
eine Mehrheitsbeteiligung hält („Konzernunternehmen"), begebenen 
Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungen oder Wandel- bzw. 
Optionsgenussrechten sowie zur (ii) Gewährung eines Bezugsrechts auf 
eigene Aktien an Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- bzw. 
Optionsrechten oder Inhaber bzw. Gläubiger von mit Wandlungspflichten 
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ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen oder Wandelgenuss-
rechten, die von der Gesellschaft oder ihren Konzernunternehmen 
ausgegebenen werden, in dem Umfang, wie es ihnen nach Ausübung der 
ihnen eingeräumten Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Erfüllung 
von Wandlungspflichten als Aktionär zustehen würde und nach näherer 
Maßgabe der Wandel- bzw. Optionsschuldverschreibungsbedingungen 
bzw. Wandel- bzw. Optionsgenussrechtsbedingungen zum Zwecke des 
Verwässerungsschutzes angeboten werden kann; 

 
f. zur Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend) 

durch Veräußerung gegen vollständige oder teilweise Übertragung des 
Dividendenanspruchs des Aktionärs; 

 
g. für Spitzenbeträge im Fall der Veräußerung eigener Aktien im Rahmen 

eines Verkaufsangebots an alle Aktionäre. 
 

3) Der Vorstand wird ferner ermächtigt, alle oder einen Teil der eigenen Aktien 
der Gesellschaft, die aufgrund der vorstehenden Ermächtigung oder aufgrund 
früherer Ermächtigungen erworben wurden, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats einzuziehen, ohne dass die Einziehung oder ihre Durchführung 
eines weiteren Hauptversammlungsbeschlusses bedarf.  

 
4) Die Ermächtigungen unter Ziffer (2) und (3) können einmal oder mehrmals, 

ganz oder in Teilen, einzeln oder gemeinsam ausgeübt werden. 
 

5) Die derzeit bestehende, durch die Hauptversammlung vom 8. September 
2020 unter Tagesordnungspunkt 7 beschlossene Ermächtigung zum Erwerb 
und zur Verwendung eigener Aktien wird - soweit noch nicht ausgenutzt - mit 
Beginn der Wirksamkeit der vorstehenden neuen Ermächtigung aufgehoben. 

 
 

Bericht des Vorstands gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 Satz 5 i.V.m. § 186 Abs. 4 
Satz 2 AktG zu Tagesordnungspunkt 8 über die Gründe für den Ausschluss 
des Bezugsrechts bei der Verwendung eigener Aktien sowie für den 
Ausschluss eines etwaigen Andienungsrechts 
 
Die bestehende Ermächtigung zum Erwerb eigener Aktien läuft am 7. September 
2025 aus. Um der Gesellschaft auch zukünftig den Erwerb und die Verwendung 
eigener Aktien zu ermöglichen, soll die bestehende Ermächtigung zum Erwerb und 
zur Verwendung eigener Aktien aufgehoben und eine neue Ermächtigung 
beschlossen werden. 
 
Unter Punkt 8 der Tagesordnung wird der Hauptversammlung dementsprechend 
vorgeschlagen, den Vorstand unter Aufhebung der bestehenden Ermächtigung 
gemäß § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG neu zu ermächtigen, mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats eigene Aktien bis zu 10 % des zum Zeitpunkt der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung bestehenden Grundkapitals der Gesellschaft zu erwerben 
und - auch unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre - zu verwenden.  
 
Der Erwerb eigener Aktien kann auf Grundlage der vorgeschlagenen Ermächtigung 
entweder über die Börse oder mittels eines an alle Aktionäre gerichteten öffentlichen 
Kaufangebots erfolgen. Erfolgt der Erwerb eigener Aktien mittels eines an alle 
Aktionäre gerichteten öffentlichen Kaufangebots, so muss nach der 
vorgeschlagenen Ermächtigung, sofern die Gesamtzahl der zum Erwerb 
angebotenen (angedienten) Aktien ein vom Vorstand festgelegtes Volumen 
überschreitet, der Erwerb nach dem Verhältnis der angedienten Aktien 
(Andienungsquoten) erfolgen. Nur wenn im Grundsatz ein Erwerb nach 
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Andienungsquoten statt nach Beteiligungsquoten erfolgen kann, lässt sich das 
Erwerbsverfahren in einem wirtschaftlich vernünftigen Rahmen technisch 
abwickeln. Darüber hinaus soll eine bevorrechtigte Annahme geringerer 
Stückzahlen bis zu 50 Stück angedienter Aktien je Aktionär vorgesehen werden 
können. Diese Möglichkeit dient zum einen dazu, kleine Restbestände und eine 
damit möglicherweise einhergehende faktische Benachteiligung von Kleinaktionären 
zu vermeiden. Sie dient zum anderen auch der Vereinfachung der technischen 
Abwicklung des Erwerbsverfahrens. Schließlich soll in allen Fällen eine Rundung 
nach kaufmännischen Grundsätzen zur Vermeidung rechnerischer Bruchteile von 
Aktien vorgesehen werden können. Insoweit können namentlich die Erwerbsquote 
und/oder die Anzahl der vom einzelnen andienenden Aktionär zu erwerbenden 
Aktien kaufmännisch so gerundet werden, wie es erforderlich ist, um den Erwerb 
ganzer Aktien abwicklungstechnisch darzustellen. In den vorgenannten Fällen ist 
der Ausschluss eines etwaigen weitergehenden Andienungsrechts erforderlich und 
nach Überzeugung des Vorstands und des Aufsichtsrats aus den genannten Gründen 
auch gerechtfertigt sowie gegenüber den Aktionären angemessen. 
 
Die Gesellschaft ist nach dem Beschlussvorschlag berechtigt, erworbene eigene 
Aktien teilweise unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre zu verwenden. 
Die Verwendung der eigenen Aktien soll in den folgenden Fällen und aus den 
folgenden Gründen unter Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre erfolgen 
können: 

 
§ Die Gesellschaft soll über eigene Aktien verfügen, um diese im Rahmen des 

Erwerbs eines Unternehmens, von Unternehmensteilen, von einer Beteiligung 
an einem Unternehmen (einschließlich der Erhöhung einer bestehenden 
Beteiligung), von sonstigen Betriebsmitteln oder von Forderungen gegen die 
Gesellschaft als Gegenleistung gewähren oder um auf sonstige Weise 
Unternehmenszusammenschlüsse durchführen zu können. Der internationale 
Wettbewerb und die Globalisierung der Wirtschaft verlangen zunehmend diese 
Form der Akquisitionsfinanzierung. Die hier vorgeschlagene Ermächtigung soll 
der Gesellschaft daher die notwendige Flexibilität gewähren, um sich bietende 
Gelegenheiten zur Durchführung entsprechender Unternehmensakquisitionen 
oder des Erwerbs von sonstigen Betriebsmitteln oder Forderungen gegen die 
Gesellschaft schnell und flexibel ausnutzen zu können. Konkrete Pläne für ein 
Ausnutzen dieser Ermächtigung bestehen derzeit nicht. Bei der Festlegung der 
Bewertungsrelationen wird der Vorstand sicherstellen, dass die Interessen der 
Aktionäre angemessen gewahrt werden. In der Regel wird er sich bei der 
Bemessung des Wertes der als Gegenleistung hingegebenen Aktien an deren 
Börsenkurs orientieren. Eine schematische Anknüpfung an einen Börsenkurs 
ist indes nicht vorgesehen, insbesondere um einmal erzielte 
Verhandlungsergebnisse nicht durch Schwankungen des Börsenkurses zu 
gefährden. 

 
§ Der Beschlussvorschlag sieht ferner vor, dass der Vorstand die eigenen Aktien 

auch in anderer Weise als über die Börse oder durch ein Angebot an alle 
Aktionäre gegen Barzahlung veräußern kann, wenn die eigenen Aktien zu 
einem Preis veräußert werden, der den Börsenpreis der Aktie der Gesellschaft 
zum Zeitpunkt der Veräußerung nicht wesentlich unterschreitet. Mit dieser 
Ermächtigung wird von der in § 71 Abs. 1 Nr. 8 AktG in entsprechender 
Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zugelassenen Möglichkeit zum 
erleichterten Bezugsrechtsausschluss Gebrauch gemacht. Diese Ermächtigung 
ermöglicht es der Gesellschaft, auf Angebote bzw. dem Geschäftszweck der 
Gesellschaft dienende Beteiligungsnachfragen von Investoren kurzfristig 
reagieren zu können. Im Interesse der Erweiterung der Aktionärsbasis der 
Gesellschaft soll damit insbesondere die Möglichkeit geschaffen werden, 
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institutionellen Investoren im In- und Ausland Aktien der Gesellschaft 
anzubieten und/oder neue Investorenkreise zu erschließen. Die Ermächtigung 
zum Bezugsrechtsausschluss in entsprechender Anwendung von § 186 Abs. 3 
Satz 4 AktG ist auf insgesamt höchstens 10 % des Grundkapitals der 
Gesellschaft beschränkt, und zwar sowohl im Zeitpunkt des Wirksamwerdens 
der Ermächtigung als auch im Zeitpunkt ihrer Ausübung. Beim Gebrauch 
machen dieser Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts entsprechend 
§ 186 Abs. 3 Satz 4 AktG ist der Ausschluss des Bezugsrechts aufgrund 
anderer Ermächtigungen in unmittelbarer oder entsprechender Anwendung 
von § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG zu berücksichtigen.  

 
Im Rahmen der vorgenannten Ermächtigung werden die Vermögensinteressen 
der Aktionäre an einer wertmäßigen Nicht-Verwässerung ihrer Beteiligung 
gewahrt, indem die Veräußerung in entsprechender Anwendung von § 186 
Abs. 3 Satz 4 AktG nur zu einem Preis erfolgen darf, der den Börsenpreis nicht 
wesentlich unterschreitet. Die endgültige Festlegung des Veräußerungspreises 
für die eigenen Aktien geschieht zeitnah vor der Veräußerung. Der Vorstand 
wird sich dabei - unter Berücksichtigung der aktuellen Marktgegebenheiten - 
bemühen, einen eventuellen Abschlag auf den Börsenkurs so niedrig wie 
möglich zu halten. 

 
§ Weiterhin soll der Vorstand ermächtigt werden, die erworbenen eigenen 

Aktien zur Bedienung von Arbeitnehmern und Mitgliedern des Vorstands der 
Gesellschaft sowie Arbeitnehmern und Mitgliedern der Geschäftsführungen 
der mit der Gesellschaft verbundenen Unternehmen eingeräumten Bezugs-, 
Options- oder Erwerbsrechten auf Aktien der Gesellschaft einzusetzen, ohne 
hierzu Aktien im Rahmen einer Kapitalerhöhung aus bedingtem oder 
genehmigtem Kapital schaffen zu müssen, was zu einer Verwässerung der 
Aktionäre führen würde. Soweit in diesem Zusammenhang eigene Aktien an 
Mitglieder des Vorstands ausgegeben werden sollen, entscheidet nach der 
aktienrechtlichen Zuständigkeitsverteilung der Aufsichtsrat der Gesellschaft. 

 
§ Um die Abwicklung der Ausgabe von Aktien zur Bedienung von Arbeitnehmern 

und Mitgliedern des Vorstands der Gesellschaft sowie Arbeitnehmern und 
Mitgliedern der Geschäftsführungen der mit der Gesellschaft verbundenen 
Unternehmen eingeräumten Bezugs-, Options- oder Erwerbsrechten auf 
Aktien der Gesellschaft zu erleichtern, soll es der Gesellschaft zudem 
ermöglicht werden, die dafür benötigten Aktien auch mittels 
Wertpapierdarlehen/Wertpapierleihen zu beschaffen und eigene Aktien 
gegebenenfalls auch zur Erfüllung der Rückgewähransprüche der 
Darlehensgeber/Verleiher zu verwenden.  

 
§ Darüber hinaus soll der Vorstand berechtigt sein, die eigenen Aktien zur 

Bedienung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder zur Erfüllung von 
Wandlungspflichten aus von der Gesellschaft oder von Gesellschaften, an 
denen die Gesellschaft unmittelbar oder mittelbar eine Mehrheitsbeteiligung 
hält („Konzernunternehmen"), begebenen Wandel- bzw. 
Optionsschuldverschreibungen oder Wandel- bzw. Optionsgenussrechten zu 
verwenden. Der vorgeschlagene Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre 
soll die Gesellschaft in die Lage versetzen, flexibel zu entscheiden, ob sie bei 
Ausübung dieser Rechte bzw. Erfüllung von Pflichten neue Aktien aus einem 
bedingten oder genehmigten Kapital, eigene Aktien, die sie auf Grundlage des 
vorgeschlagenen oder eines früheren Ermächtigungsbeschlusses erworben 
hat, oder einen Barausgleich gewähren will. Ob und in welchem Umfang von 
der Ermächtigung zur Verwendung von eigenen Aktien Gebrauch gemacht 
oder aber neue Aktien aus bedingtem oder genehmigtem Kapital bzw. ein 
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Barausgleich gewährt wird, wird die Gesellschaft jeweils unter 
Berücksichtigung der vorliegenden Markt- und Liquiditätslage im Interesse der 
Aktionäre und der Gesellschaft entscheiden. Dabei wird sie auch die 
anderweitigen Möglichkeiten zur Verwendung von etwa erworbenen eigenen 
Aktien in die Entscheidung einbeziehen. 

 
Zudem schafft die Ermächtigung die Möglichkeit, das Bezugsrecht der 
Aktionäre zugunsten der Inhaber bzw. Gläubiger von Wandlungs- bzw. 
Optionsrechten oder Inhaber bzw. Gläubiger von mit Wandlungspflichten 
ausgestatteten Wandelschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten, die 
von der Gesellschaft oder ihren Konzernunternehmen ausgegebenen werden, 
auszuschließen. Dies hat den Vorteil, dass im Fall einer Ausnutzung der 
Ermächtigung der Options- bzw. Wandlungspreis für die Inhaber bzw. 
Gläubiger bereits bestehender Wandlungs- oder Optionsrechte oder Inhaber 
bzw. Gläubiger von mit Wandlungspflichten ausgestatteten 
Wandelschuldverschreibungen oder Wandelgenussrechten nicht nach den 
Wandel- oder Optionsanleihebedingungen bzw. Wandel- oder 
Optionsgenussrechtsbedingungen ermäßigt zu werden braucht, um den darin 
etwa vorgesehenen Verwässerungsschutz der Inhaber oder Gläubiger dieser 
Rechte bzw. Pflichten zu gewährleisten. 

 
§ Erworbene Aktien sollen von der Gesellschaft auch bei der etwaigen 

Durchführung einer sogenannten Aktiendividende (scrip dividend) unter 
Ausschluss des Bezugsrechts der Aktionäre verwendet werden können. Bei 
der Aktiendividende wird den Aktionären angeboten, ihren mit dem 
Gewinnverwendungsbeschluss der Hauptversammlung entstehenden 
Anspruch auf Auszahlung der Dividende wahlweise (ganz oder teilweise) als 
Sacheinlage in die Gesellschaft einzulegen, um im Gegenzug neue Aktien der 
Gesellschaft zu beziehen. Die Durchführung einer Aktiendividende unter 
Verwendung eigener Aktien könnte auch als an alle Aktionäre gerichtetes 
Angebot unter Wahrung ihres Bezugsrechts erfolgen. Im Einzelfall kann es 
allerdings je nach Kapitalmarktsituation vorzugswürdig sein, die Durchführung 
einer Aktiendividende unter Verwendung eigener Aktien so auszugestalten, 
dass der Vorstand zwar allen Aktionären, die dividendenberechtigt sind, unter 
Wahrung des allgemeinen Gleichbehandlungsgrundsatzes (§ 53a AktG) eigene 
Aktien zum Bezug gegen Abtretung ihres Dividendenanspruchs anbietet, 
jedoch formal das Bezugsrecht der Aktionäre insgesamt ausschließt. Die 
Durchführung der Aktiendividende unter formalem Ausschluss des 
Bezugsrechts ermöglicht die Durchführung der Aktiendividende zu flexibleren 
Bedingungen. 

 
§ Der Vorstand soll ferner berechtigt sein, bei Veräußerung der eigenen Aktien 

im Rahmen eines Verkaufsangebots an die Aktionäre der Gesellschaft das 
Bezugsrecht der Aktionäre für Spitzenbeträge auszuschließen. Die Möglichkeit 
des Ausschlusses des Bezugsrechts für Spitzenbeträge dient dazu, ein 
technisch durchführbares Bezugsverhältnis darzustellen. Die als freie Spitzen 
vom Bezugsrecht der Aktionäre ausgeschlossenen eigenen Aktien werden 
entweder durch Verkauf an der Börse oder in sonstiger Weise bestmöglich für 
die Gesellschaft verwertet. Der mögliche Verwässerungseffekt ist aufgrund 
der Beschränkung auf Spitzenbeträge gering. 

 
Bei Abwägung aller genannten Umstände halten Vorstand und Aufsichtsrat den 
Ausschluss des Bezugsrechts in den genannten Fällen im Interesse der Gesellschaft 
für erforderlich und geboten und aus den aufgezeigten Gründen sowohl für sachlich 
gerechtfertigt als auch gegenüber den Aktionären für angemessen. 
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Schließlich sollen die eigenen Aktien von der Gesellschaft auch ohne erneuten 
Beschluss der Hauptversammlung eingezogen werden können. 
 
Der Vorstand wird die Ausübung der Ermächtigung mit Zustimmung des 
Aufsichtsrats vornehmen. Die Bedingungen werden jeweils zu gegebener Zeit so 
festgelegt werden, dass unter Berücksichtigung der jeweiligen Verhältnisse die 
Interessen der Aktionäre und die Belange der Gesellschaft angemessen gewahrt 
werden. Der Vorstand wird der Hauptversammlung über die Einzelheiten einer 
Ausnutzung der Ermächtigung zum Rückerwerb eigener Aktien bzw. zu deren 
Verwendung berichten. 

 
 
9. Beschlussfassung über die Änderung von § 9 und § 13 der Satzung 
 

§ 9 der Satzung der Gesellschaft regelt unter anderem die Modalitäten für die 
Abhaltung von Aufsichtsratssitzungen und die Beschlussfassung des Aufsichtsrats. 
Die Bestimmungen sollen im Hinblick auf die Verwendung der entsprechenden 
Kommunikationsmittel modernisiert und insbesondere sämtliche Formen 
elektronischer Kommunikation vorgesehen werden. Des Weiteren soll die Regelung 
in § 13 Abs. 4 der Satzung hinsichtlich der Erteilung von Vollmachten vereinfacht 
werden. 
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, zu beschließen: 
 
1)  § 9 Abs. 3 und Abs. 4 der Satzung der Gesellschaft werden wie folgt neu 

gefasst: 
 

„(3)  Sitzungen des Aufsichtsrats können auch in Form von Telefon- oder 
Videokonferenzen oder Kombinationen hiervon durchgeführt werden. 
Mitglieder des Aufsichtsrats, die in Präsenzsitzungen durch Telefon- oder 
Videokonferenz zugeschaltet sind, gelten als anwesend. Abwesende 
Aufsichtsratsmitglieder können dadurch an der Beschlussfassung 
teilnehmen, dass sie durch andere Aufsichtsratsmitglieder schriftliche 
Stimmabgaben überreichen lassen. 

 
(4) Außerhalb von Sitzungen sind schriftliche, mündliche, telefonische, per 

Telefax, per E-Mail oder mittels sonstiger gebräuchlicher elektronischer 
Kommunikationsmittel durchgeführte Beschlussfassungen zulässig, wenn 
sich alle Mitglieder mit der vorgeschlagenen Art der Abstimmung 
einverstanden erklären oder sich an ihr beteiligen. Die vorgenannten 
Formen der Beschlussfassung können kombiniert werden.“ 

 
2) § 13 Abs. 4 der Satzung wird wie folgt neu gefasst: 

 
„(4)  Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. 

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform. In 
der Einberufung zur Hauptversammlung können Erleichterungen für die 
Erteilung der Vollmacht, ihren Widerruf und den Nachweis der 
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft zugelassen werden. § 135 
AktG bleibt unberührt.“ 

 
WEITERE ANGABEN UND HINWEISE 

 
Angaben und Hinweise zur virtuellen Hauptversammlung 

 
Der Vorstand der HMS Bergbau AG hat auf Grundlage von § 118a AktG in Verbindung mit 
der Ermächtigung gemäß § 12 Abs. 3 der Satzung der Gesellschaft entschieden, die 
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Hauptversammlung der Gesellschaft am 14. August 2025 als virtuelle Hauptversammlung 
ohne physische Präsenz der Aktionäre oder ihrer Bevollmächtigten am Ort der 
Hauptversammlung abzuhalten. Eine physische Teilnahme der Aktionäre und ihrer 
Bevollmächtigten (mit Ausnahme des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft) am 
Versammlungsort ist daher ausgeschlossen. 
 
I. Zuschaltung 
 
Die gesamte Hauptversammlung einschließlich einer etwaigen Fragenbeantwortung und der 
Abstimmungen wird für die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre oder deren 
Bevollmächtigte nach Maßgabe der nachfolgenden Bestimmungen am 14. August 2025 ab 
12:00 Uhr (MESZ) live im Internet auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
im passwortgeschützten HV-Portal („HV-Portal“) in Bild und Ton übertragen. Eine 
physische Teilnahme der Aktionäre und ihrer Bevollmächtigten (mit Ausnahme des 
Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft) am Versammlungsort ist ausgeschlossen. Über das 
HV-Portal können die ordnungsgemäß angemeldeten Aktionäre (und ggf. deren 
Bevollmächtigte) gemäß den dafür vorgesehenen Verfahren unter anderem ihre 
Aktionärsrechte ausüben. Die Nutzung des HV-Portals durch einen Bevollmächtigten setzt 
voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten erhält. Auch 
bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater und sonstige 
durch § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich des  
HV-Portals bedienen. Die Gesellschaft stellt ihnen auf Wunsch einen elektronischen Zugang 
zur Verfügung.  
 
Beim Betreten der virtuellen Hauptversammlung unter Nutzung des HV-Portals während der 
Dauer der virtuellen Hauptversammlung am 14. August 2025 sind die Aktionäre bzw. ihre 
Bevollmächtigten elektronisch zur virtuellen Hauptversammlung zugeschaltet. Die 
elektronische Zuschaltung ermöglicht jedoch weder eine Teilnahme an der Versammlung 
im Sinne des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG noch eine Stimmrechtsausübung im Wege der 
elektronischen Teilnahme im Sinne des § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 AktG. 

 

II. Teilnahme 
 
Zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung (das heißt zur elektronischen 
Zuschaltung zu der Hauptversammlung) und zur Ausübung des Stimmrechts in der 
virtuellen Hauptversammlung sind nur diejenigen Aktionäre berechtigt, die sich rechtzeitig 
angemeldet und ihre Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts in der virtuellen Hauptversammlung nachgewiesen haben. 
 
Die Anmeldung bedarf der Textform, muss in deutscher oder englischer Sprache erfolgen 
und muss der Gesellschaft mindestens sechs Tage vor der Hauptversammlung, d.h. 
spätestens bis zum 7. August 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter der nachstehenden 
Adresse, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse zugehen: 

HMS Bergbau AG 
c/o GFEI HV GmbH  
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
Fax: +49/511/474 023 19 
E-Mail: hv@gfei.de 
Die Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts in der virtuellen Hauptversammlung ist durch einen in Textform erstellten 
Nachweis des Anteilsbesitzes durch das depotführende Institut nachzuweisen. Der 
Nachweis muss in deutscher oder englischer Sprache verfasst sein und hat sich auf den 
Geschäftsschluss des zweiundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, also den 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/generalmeeting/
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23. Juli 2025, 24:00 Uhr (MESZ), zu beziehen. Er muss der Gesellschaft unter der 
vorgenannten Adresse (HMS Bergbau AG, c/o GFEI HV GmbH, Ostergrube 11, 30559 
Hannover, Fax: +49/511/474 023 19, E-Mail: hv@gfei.de) ebenfalls mindestens sechs 
Tage vor der Hauptversammlung, d.h. spätestens bis zum 7. August 2025, 24:00 Uhr 
(MESZ), zugehen. 
 
Nach Zugang der ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen Nachweises 
des Anteilsbesitzes bis spätestens am 7. August 2025, 24:00 Uhr (MESZ), werden den 
Aktionären Zugangskarten mit den individualisierten Zugangsdaten 
(Zugangskartennummer und Passwort) für die Nutzung des HV-Portals auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
zugesandt („Zugangskarte“). Wir bitten die Aktionäre, frühzeitig für die Anmeldung und 
Übersendung des Nachweises ihres Anteilsbesitzes an die Gesellschaft Sorge zu tragen. 
 
 
III. Details zum HV-Portal und Bild- und Tonübertragung der 

Hauptversammlung im Internet 
 
Ab dem 24. Juli 2025 steht auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
das passwortgeschützte HV-Portal zur Verfügung. Über das HV-Portal können angemeldete 
Aktionäre (bzw. ihre Bevollmächtigten) gemäß den dafür vorgesehenen, in den 
nachfolgenden Abschnitten näher beschriebenen Verfahren ihr Stimmrecht im Wege der 
elektronischen Briefwahl ausüben sowie elektronisch Vollmacht und Weisungen an den 
Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft erteilen, Stellungnahmen einreichen, ihr Rede- und 
Auskunftsrecht ausüben sowie Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 
einlegen. Für die Nutzung des HV-Portals ist eine Zugangsberechtigung erforderlich. Die 
individualisierten Zugangsdaten (Zugangskartennummer und Passwort) werden nach 
Zugang einer ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen Nachweises des 
Anteilsbesitzes zugesandt („Zugangskarte“). 
 
Angemeldete Aktionäre sowie ihre Bevollmächtigten können die gesamte 
Hauptversammlung am 14. August 2025 ab 12:00 Uhr (MESZ) live auf der Internetseite 
der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
im passwortgeschützten HV-Portal in Bild und Ton verfolgen.  
 
Nach Zugang der ordnungsgemäßen Anmeldung und eines ordnungsgemäßen Nachweises 
des Anteilsbesitzes, jeweils wie vorstehend unter Ziffer II. beschrieben, werden den 
Aktionären Zugangskarten mit den Zugangsdaten für die Nutzung des HV-Portals auf der 
Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
übersandt. Die Übertragung der Hauptversammlung ermöglicht keine Teilnahme im Sinne 
des § 118 Abs. 1 Satz 2 AktG (elektronische bzw. Online-Teilnahme). 
 
 
 
 
 
 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/generalmeeting/
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IV. Verfahren für die Stimmabgabe 
 
Bevollmächtigung 
 
Aktionäre können ihr Stimmrecht auch durch einen Bevollmächtigten, z.B. durch einen 
Intermediär, eine Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere 
Person ihrer Wahl ausüben lassen. 
 
Auch im Fall einer Bevollmächtigung sind eine fristgerechte Anmeldung und der Nachweis 
der Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und zur Ausübung 
des Stimmrechts, wie vorstehend unter Ziffer II. beschrieben, erforderlich. 
 
Sofern weder ein Intermediär noch eine Aktionärsvereinigung, ein Stimmrechtsberater 
oder eine sonstige gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Person bevollmächtigt wird, 
gilt: Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der Bevollmächtigung 
gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB). Die Vollmacht kann 
gegenüber dem zu Bevollmächtigenden oder gegenüber der Gesellschaft erklärt werden.  
 
Die Übermittlung des Nachweises der Bevollmächtigung an die Gesellschaft kann per Post, 
Telefax oder E-Mail bis zum 13. August 2025, 24:00 Uhr (MESZ) (Zeitpunkt des 
Zugangs), an die folgende Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail-Adresse erfolgen: 
 
HMS Bergbau AG 
c/o GFEI HV GmbH  
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
Fax: +49/511/474 023 19 
E-Mail: hv@gfei.de 
 
Aktionäre, die eine andere Person bevollmächtigen möchten, können für die Erteilung einer 
Vollmacht das Formular verwenden, das nach ordnungsgemäßer Anmeldung und Nachweis 
des Anteilsbesitzes zusammen mit der Zugangskarte zugeschickt wird. Ein entsprechendes 
Formular steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
zum Download zur Verfügung. 
 
Vorstehende Übermittlungswege stehen jeweils bis zu den vorstehend genannten 
Zeitpunkten auch zur Verfügung, wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung 
gegenüber der Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Erteilung der 
Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. Der Widerruf oder die Änderung einer bereits 
erteilten Vollmacht kann ebenfalls auf den vorgenannten Übermittlungswegen jeweils bis 
zu den vorstehend genannten Zeitpunkten unmittelbar gegenüber der Gesellschaft erklärt 
werden. 
 
Die Erteilung der Vollmacht und ihr Widerruf sind darüber hinaus ab dem 24. Juli 2025 
über das passwortgeschützte HV-Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
vor und während der virtuellen Hauptversammlung am 14. August 2025 möglich. Es ist 
auch ein Widerruf oder eine Änderung einer zuvor per Post, Telefax oder E-Mail 
übersandten oder über das HV-Portal erteilten Vollmacht möglich.  
 
Am Tag der virtuellen Hauptversammlung am 14. August 2025 können Vollmachten 
ausschließlich über das HV-Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
erteilt, geändert oder widerrufen werden. 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/generalmeeting/
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Intermediäre, Aktionärsvereinigungen, Stimmrechtsberater sowie sonstige gemäß § 135 
Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können für ihre eigene Bevollmächtigung 
abweichende Regelungen vorsehen. Aktionäre, die einen Intermediär, eine 
Aktionärsvereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine sonstige gemäß § 135 Abs. 8 
AktG gleichgestellte Person bevollmächtigen wollen, werden daher gebeten, sich mit dem 
zu Bevollmächtigenden über das Verfahren der Vollmachtserteilung und die möglicherweise 
geforderte Form der Vollmacht rechtzeitig abzustimmen.  
 
Auch Bevollmächtigte können nicht physisch an der Hauptversammlung teilnehmen. Sie 
können das Stimmrecht für die von ihnen vertretenen Aktionäre lediglich im Rahmen ihrer 
jeweiligen Vollmacht im Wege der elektronischen Briefwahl oder durch (Unter-) 
Bevollmächtigung des weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft 
ausüben.  
 
Die Nutzung des passwortgeschützten HV-Portals durch den Bevollmächtigten setzt 
voraus, dass der Bevollmächtigte die entsprechenden Zugangsdaten zum HV-Portal erhält. 
 

Stimmrechtsvertretung durch den weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft 
 
Aktionäre können für die Ausübung des Stimmrechts auch den von der Gesellschaft 
benannten weisungsgebundenen Stimmrechtsvertreter (Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft) bevollmächtigen. Auch in diesem Fall sind eine fristgerechte Anmeldung und 
der Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme an der virtuellen Hauptversammlung und 
zur Ausübung des Stimmrechts, wie vorstehend in Ziffer II. beschrieben, erforderlich. 
 
Die Vollmacht an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft und ihr Widerruf bedürfen der 
Textform. Vollmachten und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
können per Post, Telefax oder E-Mail bis zum 13. August 2025, 24:00 Uhr (MESZ), an 
die folgende Anschrift, Telefax-Nummer oder E-Mail erteilt, geändert oder widerrufen 
werden: 

 
HMS Bergbau AG 
c/o GFEI HV GmbH  
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
Fax: +49/511/474 023 19 
E-Mail: hv@gfei.de 
 
Zudem können Vollmacht und Weisungen an den Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft ab 
dem 24. Juli 2025 bis zum Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den 
Versammlungsleiter in der virtuellen Hauptversammlung am 14. August 2025 über das HV-
Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
erteilt, geändert oder widerrufen werden.  
 
Ein Formular, das für die Vollmachts- und Weisungserteilung an den Stimmrechtsvertreter 
der Gesellschaft verwendet werden kann, wird nach ordnungsgemäßer Anmeldung und 
Nachweis des Anteilsbesitzes zusammen mit der Zugangskarte zugeschickt. Das Formular 
steht auch auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
zum Download zur Verfügung.  
 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/generalmeeting/
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Bei einer Bevollmächtigung des Stimmrechtsvertreters der Gesellschaft müssen diesem in 
jedem Falle Weisungen für die Ausübung des Stimmrechts erteilt werden. Der 
Stimmrechtsvertreter ist verpflichtet, entsprechend den ihm erteilten Weisungen 
abzustimmen; er ist auch bei erteilter Vollmacht nur zur Stimmrechtsausübung befugt, 
soweit eine ausdrückliche Weisung zu den in der Einberufung zur virtuellen 
Hauptversammlung bekanntgemachten Beschlussvorschlägen zu einzelnen Tages-
ordnungspunkten, zu mit einer etwaigen Ergänzung der Tagesordnung gemäß § 122 Abs. 
2 AktG bekanntgemachten Beschlussvorschlägen von Aktionären oder zu Anträgen und 
Wahlvorschlägen von Aktionären vorliegt. Der Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
nimmt keine Vollmachten zur Stellung von Fragen oder Anträgen oder zur Einlegung von 
Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbeschlüsse entgegen.  
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne 
dass dies im Vorfeld der virtuellen Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt eine 
Weisung zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als entsprechende Weisung für 
jeden Punkt der Einzelabstimmung.  
 

Stimmabgabe im Wege der elektronischen Briefwahl  
 
Aktionäre können ihr Stimmrecht auch per Briefwahl im Wege elektronischer 
Kommunikation ausüben. Auch in diesem Fall sind die ordnungsgemäße Anmeldung und 
der ordnungsgemäße Nachweis des Anteilsbesitzes, wie vorstehend unter Ziffer II. 
beschrieben, erforderlich.  
 
Briefwahlstimmen können ab dem 24. Juli 2025 elektronisch über das passwortgeschützte 
HV-Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
bis zum Zeitpunkt der Schließung der Abstimmung durch den Versammlungsleiter in der 
virtuellen Hauptversammlung am 14. August 2025 abgegeben, geändert oder widerrufen 
werden.  
 
Sollte zu einem Tagesordnungspunkt eine Einzelabstimmung durchgeführt werden, ohne 
dass dies im Vorfeld der Hauptversammlung mitgeteilt wurde, so gilt die Stimmabgabe im 
Wege der elektronischen Briefwahl zu diesem Tagesordnungspunkt insgesamt auch als 
entsprechende Stimmabgabe für jeden Punkt der Einzelabstimmung. 
 
Auch bevollmächtigte Intermediäre, Aktionärsvereinigungen und Stimmrechtsberater oder 
sonstige gemäß § 135 Abs. 8 AktG gleichgestellte Personen können sich der elektronischen 
Briefwahl bedienen. 
 
 
V. Einreichen von Stellungnahmen 
 
Ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten haben das Recht, nach 
§ 130a Absatz 1 bis 4 AktG Stellungnahmen zu den Gegenständen der Tagesordnung in 
Textform im Wege elektronischer Kommunikation in deutscher Sprache einzureichen. 
Dafür steht ihnen mit den entsprechenden Zugangsdaten das passwortgeschützte HV-
Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
zur Verfügung. 
 
Stellungnahmen in Textform sind gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren als Datei im 
Dateiformat PDF mit einer empfohlenen Dateigröße von maximal 50 MB einzureichen. Die 
Einreichung mehrerer Stellungnahmen ist möglich. Mit dem Einreichen erklärt sich der 
Aktionär bzw. sein Bevollmächtigter damit einverstanden, dass die Stellungnahme unter 
Nennung seines Namens im passwortgeschützten HV-Portal zugänglich gemacht wird. 
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Die Stellungnahmen sind bis spätestens fünf Tage vor der Versammlung, also spätestens 
bis zum 8. August 2025, 24:00 Uhr (MESZ), einzureichen. Eingereichte Stellungnahmen 
zu den Gegenständen der Tagesordnung werden, soweit nicht ausnahmsweise von einer 
Zugänglichmachung nach § 130a Abs. 3 Satz 4 AktG abgesehen werden darf, bis 
spätestens vier Tage vor der Hauptversammlung, also spätestens bis zum 9. August 
2025, 24:00 Uhr (MESZ), in dem nur für ordnungsgemäß angemeldete Aktionäre bzw. 
deren Bevollmächtigte mit den entsprechenden Zugangsdaten zugänglichen 
passwortgeschützten HV-Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
zugänglich gemacht. Anträge und Wahlvorschläge, Fragen und Widersprüche gegen 
Beschlüsse der Hauptversammlung im Rahmen der in Textform eingereichten 
Stellungnahmen werden in der Hauptversammlung nicht berücksichtigt; die Ausübung des 
Auskunftsrechts (dazu unter Ziffer VIII.) das Stellen von Anträgen bzw. Unterbreiten von 
Wahlvorschlägen (dazu unter Ziffer X.), sowie die Einlegung von Widersprüchen gegen 
Beschlüsse der Hauptversammlung (dazu unter Ziffer VI.) ist ausschließlich auf den in 
dieser Einladung jeweils gesondert beschriebenen Wegen möglich. 
 

 
VI. Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung 
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zur Hauptversammlung 
zugeschaltet sind, haben das Recht, während der Hauptversammlung, d.h. von der 
Eröffnung der Hauptversammlung an bis zu ihrer Schließung, im Wege der elektronischen 
Kommunikation über das passwortgeschützte HV-Portal auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
Widerspruch gegen einen Beschluss der Hauptversammlung zu Protokoll des Notars 
einzulegen. 
 
 
VII. Rederecht 
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung 
zugeschaltet sind, haben ein Rederecht in der Hauptversammlung im Wege der 
Videokommunikation. Ab Beginn der Hauptversammlung wird über das 
passwortgeschützte HV-Portal auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
ein virtueller Wortmeldetisch geführt, über den die Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten 
ihren Redebeitrag anmelden können. 
 
Das Rederecht umfasst insbesondere auch das Recht, nach § 118a Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 
AktG Anträge und Wahlvorschläge zu stellen (vgl. dazu auch unten unter Ziffer X.), sowie 
alle relevanten Arten des Auskunftsrechts nach § 131 AktG (vgl. dazu auch unten unter 
Ziffer VIII.).  
Die gesamte virtuelle Hauptversammlung einschließlich der Videokommunikation wird im 
passwortgeschützten HV-Portal abgewickelt. Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die 
ihren Redebeitrag über den virtuellen Wortmeldetisch anmelden wollen, benötigen für die 
Zuschaltung des Redebeitrags entweder ein nicht-mobiles Endgerät (PC, Notebook, 
Laptop) oder ein mobiles Endgerät (z. B. Smartphone oder Tablet). Für Redebeiträge 
müssen auf den Endgeräten eine Kamera und ein Mikrofon, auf die vom Browser aus 
zugegriffen werden kann, zur Verfügung stehen. Eine weitere Installation von 
Softwarekomponenten oder Apps auf den Endgeräten ist nicht erforderlich. Personen, die 
sich über den virtuellen Wortmeldetisch für einen Redebeitrag angemeldet haben, werden 
im HV-Portal für ihren Redebeitrag freigeschaltet. Die Gesellschaft behält sich vor, die 
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Funktionsfähigkeit der Videokommunikation zwischen Aktionär bzw. Bevollmächtigtem und 
Gesellschaft in der Versammlung und vor dem Redebeitrag zu überprüfen und diesen 
zurückzuweisen, sofern die Funktionsfähigkeit nicht sichergestellt ist. 

 
 

VIII. Auskunftsrecht 
 
Es ist vorgesehen, dass der Leiter der Hauptversammlung festlegen wird, dass das 
Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG und das Nachfragerecht nach § 131 Abs. 1d AktG 
in der Hauptversammlung ausschließlich im Wege der Videokommunikation, also im 
Rahmen der Ausübung des Rederechts (dazu unter Ziffer VII.), ausgeübt werden darf. 
 
§ 131 Abs. 4 Satz 1 AktG bestimmt, dass dann, wenn einem Aktionär wegen seiner 
Eigenschaft als Aktionär eine Auskunft außerhalb der Hauptversammlung gegeben worden 
ist, diese Auskunft jedem anderen Aktionär bzw. dessen Bevollmächtigtem auf dessen 
Verlangen in der Hauptversammlung zu geben ist, auch wenn sie zur sachgemäßen 
Beurteilung des Gegenstands der Tagesordnung nicht erforderlich ist. Zudem bestimmt 
§ 131 Abs. 5 Satz 1 AktG, dass dann, wenn einem Aktionär eine Auskunft verweigert wird, 
er verlangen kann, dass seine Frage und der Grund, aus dem die Auskunft verweigert 
worden ist, in die Niederschrift über die Verhandlung aufgenommen werden. 
 
Im Rahmen der virtuellen Hauptversammlung wird gewährleistet, dass Aktionäre bzw. ihre 
Bevollmächtigten, die elektronisch zu der Hauptversammlung zugeschaltet sind, ihr 
Verlangen nach § 131 Abs. 4 Satz 1 AktG sowie ihr Verlangen nach § 131 Abs. 5 Satz 1 
AktG außer im Wege der Videokommunikation, also im Rahmen des Rederechts und des 
dafür vorgesehenen Verfahrens (dazu unter Ziffer VII.), auch im Wege der elektronischen 
Kommunikation über das passwortgeschützte HV-Portal auf der Internetseite der 
Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
gemäß dem dafür vorgesehenen Verfahren mit den entsprechenden Zugangsdaten in der 
Hauptversammlung übermitteln können. 
 
 
IX. Ergänzungsverlangen von Aktionären 

 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil (5 %) des Grundkapitals oder 
den anteiligen Betrag am Grundkapital von EUR 500.000,00 erreichen, können gemäß 
§ 122 Abs. 2 AktG verlangen, dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt 
gemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Begründung oder eine 
Beschlussvorlage beiliegen. Ergänzungsverlangen müssen der Gesellschaft mindestens 24 
Tage vor der Versammlung schriftlich zugehen; der Tag des Zugangs und der Tag der 
Hauptversammlung sind dabei nicht mitzurechnen. Letztmöglicher Zugangstermin ist also 
der 20. Juli 2025, 24:00 Uhr (MESZ). Später zugegangene Ergänzungsverlangen 
werden nicht berücksichtigt. 

 
Etwaige Ergänzungsverlangen bitten wir, an die folgende Adresse zu übermitteln: 

HMS Bergbau AG 
Vorstand 
An der Wuhlheide 232 
12459 Berlin 
 
Die Antragsteller haben nach § 122 Abs. 2 Satz 1 AktG in Verbindung mit § 122 Abs. 1 
Satz 3 AktG nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des Zugangs 
des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung des 
Vorstands über den Antrag halten. 
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Bekannt zu machende Ergänzungen der Tagesordnung werden - soweit nicht bereits mit 
der Einberufung bekannt gemacht - unverzüglich nach Zugang des Verlangens im 
Bundesanzeiger bekannt gemacht. Sie werden außerdem unter der Internetadresse 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
bekannt gemacht. 
 
 
X. Anträge und Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten 
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten können Gegenanträge (nebst einer etwaigen 
Begründung) gegen einen Vorschlag von Vorstand und/oder Aufsichtsrat zu einem 
bestimmten Tagesordnungspunkt gemäß § 126 Abs. 1 AktG sowie Wahlvorschläge zur 
Wahl von Aufsichtsratsmitgliedern oder Abschlussprüfern gemäß § 127 AktG an die Gesell-
schaft übersenden. Gegenanträge und Wahlvorschläge sind ausschließlich zu richten an: 

HMS Bergbau AG 
c/o GFEI HV GmbH 
Ostergrube 11 
30559 Hannover 
Fax: +49/511/474 023 19 
E-Mail: hv@gfei.de 
 
Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren Bevollmächtigten, die bis 
spätestens 30. Juli 2025, 24:00 Uhr (MESZ), unter der vorstehenden Adresse, Telefax-
Nummer oder E-Mail-Adresse eingegangen sind, werden einschließlich des Namens des 
Aktionärs und einer etwaigen Begründung auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
zugänglich gemacht, sofern die übrigen Voraussetzungen für eine Pflicht der Gesellschaft 
zur Zugänglichmachung nach §§ 126, 127 AktG erfüllt sind. Eventuelle Stellungnahmen 
der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröffentlicht. 
 
Anderweitig adressierte oder später eingereichte Anträge oder Wahlvorschläge werden 
nicht berücksichtigt. Anträge oder Wahlvorschläge von Aktionären bzw. ihren 
Bevollmächtigten, die gemäß § 126 AktG oder § 127 AktG zugänglich zu machen sind, 
gelten als im Zeitpunkt der Zugänglichmachung gestellt. Zu diesen Anträgen oder 
Wahlvorschlägen kann das Stimmrecht nach erfolgter ordnungsgemäßer Anmeldung 
ausgeübt werden. Sofern der den Antrag stellende oder den Wahlvorschlag unterbreitende 
Aktionär nicht ordnungsgemäß legitimiert und nicht ordnungsgemäß zur 
Hauptversammlung angemeldet ist, muss der Gegenantrag oder Wahlvorschlag in der 
virtuellen Hauptversammlung nicht behandelt werden.  
 
Aktionäre bzw. ihre Bevollmächtigten, die zu der virtuellen Hauptversammlung 
zugeschaltet sind, haben darüber hinaus das Recht, in der virtuellen Hauptversammlung 
im Wege der Videokommunikation Anträge und Wahlvorschläge im Rahmen ihres 
Rederechts zu stellen (vgl. dazu im Detail oben unter Ziffer VII.). 
 
 
XI. Weitergehende Informationen auf der Internetseite der Gesellschaft 
 
Ab der Einberufung sind auf der Internetseite der Gesellschaft unter  

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/ 
alle gesetzlich zugänglich zu machenden Hauptversammlungsunterlagen sowie weitere 
Informationen zugänglich. Die Abstimmungsergebnisse werden nach der Hauptver-
sammlung ebenfalls unter dieser Internetadresse veröffentlicht. 
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Auch während der Hauptversammlung werden die gesetzlich zugänglich zu machenden 
Unterlagen auf der Internetseite der Gesellschaft unter 

https://hms-ag.com/de/investor-relations/hauptversammlung/  
zugänglich sein. 

 
 

XII. Hinweise zum Datenschutz für Aktionäre und Aktionärsvertreter 
 

Die HMS Bergbau AG verarbeitet als „Verantwortlicher" im Sinne von Art. 4 Nr. 7 
Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) zur Vorbereitung und Durchführung ihrer 
Hauptversammlung personenbezogene Daten der Aktionäre und etwaiger 
Aktionärsvertreter (insbesondere Name, Anschrift, E-Mail-Adresse, Aktienanzahl, 
Aktiengattung, Besitzart der Aktien, Nummer der Zugangskarte, die Erteilung etwaiger 
Stimmrechtsvollmachten sowie Einwahldaten zum passwortgeschützten HV-Portal) auf 
Grundlage der in Deutschland geltenden Datenschutzbestimmungen, um den Aktionären 
und Aktionärsvertretern die Ausübung ihrer Rechte im Rahmen der virtuellen 
Hauptversammlung zu ermöglichen und einen rechtmäßigen und satzungsgemäßen Ablauf 
der Hauptversammlung und der Beschlussfassung der Hauptversammlung sicherzustellen. 
Soweit die HMS Bergbau AG diese Daten nicht von den Aktionären und/oder etwaigen 
Aktionärsvertretern erhält, übermittelt die das Depot führende Bank diese 
personenbezogenen Daten an die HMS Bergbau AG. 
 
Die Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Aktionäre und etwaiger 
Aktionärsvertreter ist für die Durchführung der virtuellen Hauptversammlung zwingend 
erforderlich. Rechtsgrundlage für die Verarbeitung ist Art. 6 Abs. 1 Unterabsatz 1 
Buchstabe c DS-GVO i.V.m. §§ 123, 129, 135 AktG. 
 
Zum Zwecke der Ausrichtung der Hauptversammlung beauftragt die HMS Bergbau AG 
verschiedene Dienstleister und Berater. Diese erhalten nur solche personenbezogenen 
Daten, die zur Ausführung des jeweiligen Auftrags erforderlich sind. Die Dienstleister und 
Berater verarbeiten diese Daten ausschließlich nach Weisung der HMS Bergbau AG. Im 
Übrigen werden personenbezogene Daten im Rahmen der gesetzlichen Vorschriften den 
Aktionären und etwaigen Aktionärsvertretern zur Verfügung gestellt (z.B. Einsichtnahme 
in das Teilnehmerverzeichnis, vgl. § 129 Abs. 4 AktG). 
 
Die personenbezogenen Daten werden gespeichert, solange dies gesetzlich geboten ist 
oder die Gesellschaft ein berechtigtes Interesse an der Speicherung hat, etwa im Falle 
gerichtlicher oder außergerichtlicher Streitigkeiten aus Anlass der Hauptversammlung. 
Anschließend werden die personenbezogenen Daten gelöscht. 
 
Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, deren Vorliegen im Einzelfall zu prüfen sind, 
haben Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter das Recht, Auskunft über die Verarbeitung 
ihrer personenbezogenen Daten, Berichtigung oder Löschung ihrer personenbezogenen 
Daten oder die Einschränkung der Verarbeitung zu beantragen sowie ihre 
personenbezogenen Daten in einem strukturierten, gängigen und maschinenlesbaren 
Format (Datenübertragbarkeit) zu erhalten. Unter den gesetzlichen Voraussetzungen, 
deren Vorliegen im Einzelfall zu prüfen ist, haben Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter 
auch das Recht, Widerspruch gegen die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten 
einzulegen. 
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Diese Rechte können Aktionäre und etwaige Aktionärsvertreter unter den folgenden 
Kontaktdaten der HMS Bergbau AG geltend machen: 
 
HMS Bergbau AG 
An der Wuhlheide 232 
12459 Berlin 
Telefon: +49 30 656681-27 
E-Mail: hms@hms-ag.com 
 
Zudem steht Aktionären und etwaigen Aktionärsvertretern ein Beschwerderecht bei den 
Datenschutz-Aufsichtsbehörden nach Art. 77 DS-GVO zu. 
 
Der betriebliche Datenschutzbeauftragte der HMS Bergbau AG ist wie folgt erreichbar: 
 
HMS Bergbau AG 
An der Wuhlheide 232 
12459 Berlin 
Telefon: +49 30 656681-27 
E-Mail: hms@hms-ag.com 
 
 

Berlin, im Juli 2025 
 

HMS Bergbau AG 

Der Vorstand 


